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§40
T reuhandvermögen

(1) Der Sanierungsträger erfüllt die Aufgabe als Treuhänder der 
Gemeinde mit einem Treuhandvermögen in eigenem Namen für 
Rechnung der Gemeinde. Der Sanierungsträger erhält von der 
Gemeinde für den Rechtsverkehr eine Bescheinigung über die 
Übertragung der Aufgabe als Treuhänder. Er soll bei Erfüllung der 
Aufgabe seinem Namen einen das Treuhandverhältnis kennzeichnen­
den Zusatz hinzufügen.

(2) Der Sanierungsträger hat das in Erfüllung der Aufgabe 
gebildete Treuhandvermögen getrennt von anderem Vermögen zu 
verwalten.

(3) Zum Treuhandvermögen gehören die Mittel, die die Gemeinde 
dem Sanierungsträger zur Erfüllung der Aufgabe zur Verfügung stellt. 
Zum Treuhand vermögen gehört auch, was der Sanierungsträger mit 
Mitteln des Treuhandvermögens oder durch ein Rechtsgeschäft, das 
sich auf das Treuhandvermögen bezieht, oder aufgrund eines zum 
Treuhandvermögen gehörenden Rechts oder als Ersatz für die 
Zerstörung, Beschädigung oder Entziehung eines zum Treuhandver- 
mögen gehörenden Gegenstands erwirbt.

(4) Die Gemeinde gewährleistet die Erfüllung der Verbindlichkei­
ten, für die der Sanierungsträger mit dem Treuhandvermögen haftet. 
Mittel, die der Sanierungsträger darlehensweise von einem Dritten 
erhält, gehören nur dann zum Treuhand vermögen, wenn die Gemein­
de der Darlehensaufnahme schriftlich zugestimmt hat Das gleiche gilt 
für eigene Mittel, die der Sanierungsträger einbringt.

(5) Grundstücke im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet, die der 
Sanierungsträger vor oder nach Übertragung der Aufgabe mit 
Mitteln, die nicht zum Treuhand vermögen gehören, oder unter 
Hergabe von eigenem Austauschland erworben hat, hat er auf 
Verlangen der Gemeinde gegen Ersatz seiner Aufwendungen in das 
Treuhandvermögen zu überführen.

(6) Der Sanierungsträger hat der Gemeinde nach Beendigung 
seiner Tätigkeit Rechenschaft abzulegen. Er hat nach Beendigung 
seiner Tätigkeit das Treuhandvermögen einschließlich der Grundstük- 
ke, die er nicht veräußert hat, auf die Gemeinde zu übertragen. Von 
der Übertragung an haftet die Gemeinde anstelle des Sanierungsträ­
gers für die noch bestehenden Verbindlichkeiten, für die dieser mit 
dem Treuhandvermögen gehaftet hat

(7) Der Sanierungsträger darf vor der Übertragung nach Absatz 6 
die Grundstücke des Treuhandvermögens, die er unter Hergabe von 
entsprechendem nicht zum Treuhandvermögen gehörendem eigenem 
Austauschland oder mindestens zwei Jahre, bevor ihm die Gemeinde 
einen mit der Sanierung zusammenhängenden Auftrag erteilt hat, 
erworben und in das Treuhandvermögen überführt hat, in sein eigenes 
Vermögen zurücküberführen. Sind die von ihm in das Treuhandver- 
mögen überführten Grundstücke veräußert oder zur Bildung neuer 
Grundstücke verwendet oder sind ihre Grenzen verändert worden, 
kann der Sanierungsträger andere Grundstücke, die wertmäßig seinen 
in das Treuhandvermögen überführten Grundstücken entsprechen, in 
sein eigenes Vermögen zurücküberführen; er bedarf hierzu der 
Genehmigung der Gemeinde. Er hat dem Treuhandvermögen den 
Verkehrswert der Grundstücke zu erstatten, der sich durch die 
rechtliche und tatsächliche Neuordnung des förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiets ergibt

§41
Sicherung des Treuhandvermögens

(1) Der Sanierungsträger haftet Dritten mit dem Treuhand vermö­
gen nicht für Verbindlichkeiten, die sich nicht auf das Treuhandver- 
mögen beziehen.

(2) Wird in das Treuhandvermögen wegen einer Verbindlichkeit, 
für die der Sanierungsträger nicht mit dem Treuhandvermögen haftet, 
die Zwangsvollstreckung betrieben, kann die Gemeinde aufgrund des 
Treuhandverhältnisses gegen die Zwangsvollstreckung nach Maßga­
be der Zivilprozeßordnung Widerspruch, der Sanierungsträger nach 
Maßgabe der Zivilprozeßordnung Einwendungen geltend machen.

(3) Das Treuhandverhältnis erlischt mit der Eröffnung des Kon­
kursverfahrens über das Vermögen des Sanierungsträgers. Das

Treuhand vermögen gehört nicht zur Konkursmasse. Der Konkurs­
verwalter hat das Treuhandvermögen auf die Gemeinde zu übertra­
gen und bis zur Übertragung zu verwalten. Von der Übertragung an 
haftet die Gemeinde anstelle des Sanierungsträgers für die Verbind­
lichkeiten, für die dieser mit dem Treuhand vermögen gehaftet hat. Die 
mit der Eröffnung des Konkursverfahrens verbundenen Rechtsfolgen 
treten hinsichtlich der Verbindlichkeiten nicht ein.

Vierter Abschnitt 
Abschluß der Sanierung

§42
Aufhebung der Sanierungssatzung

(1) Die Sanierungssatzung ist aufzuheben, wenn
1. die Sanierung durchgeführt ist oder
2. die Sanierung sich als undurchführbar erweist oder
3. die Sanierungsabsicht aus anderen Gründen aufgegeben wird. 

Sind diese Voraussetzungen nur für einen Teil des förmlich festgeleg­
ten Sanierungsgebiets gegeben, ist die Satzung für diesen Teil 
aufzuheben.

(2) Der Beschluß der Gemeinde, durch den die förmliche Festle­
gung des Sanierungsgebiets ganz oder teilweise aufgehoben wird, 
ergeht als Satzung. Sie bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehör­
de; §6 Abs. 3 und 5 ist entsprechend anzuwenden. Die Satzung ist 
zusammen mit der Erteilung der Genehmigung ortsüblich bekanntzu­
machen. Mit der Bekanntmachung wird die Satzung rechtsverbind­
lich.

(3) Die Gemeinde ersucht die das Grundbuch führende Stelle, die 
Sanierungsvermerke zu löschen.

V i e r t e r  T e i l  
Erhaltungssatzung sowie Modernisierungs­

und Instandsetzungsgebot

§43
Erhaltung baulicher Anlagen und der Eigenart 

von Gebieten (Erhaltungssatzung)

(1) Die Gemeinde kann in einem Bebauungsplan oder durch eine 
sonstige Satzung Gebiete bezeichnen, in denen

1. zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebiets auf­
grund seiner städtebaulichen Gestalt (Absatz 3),

2. zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung 
(Absatz 4) oder

3. bei städtebaulichen Umstrukturierungen (Absatz 5)
der Abbruch, die Änderung oder die Nutzungsänderung baulicher 
Anlagen der Genehmigung bedürfen. In den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 
bedarf auch die Errichtung baulicher Anlagen der Genehmigung. In 
den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 kann die Gemeinde in der Satzung auch 
bestimmen, daß Vereinbarungen, durch die ein schuldrechtliches 
Vertragsverhältnis über den Gebrauch oder die Nutzung eines 
Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteils auf bestimmte Zeit von 
mehr als einem Jahr eingegangen oder verlängert wird, der Genehmi­
gung bedürfen; dies gilt nicht für Mietverträge über die Nutzung von 
Wohnraum zu Wohnzwecken. Auf die Satzung ist § 14 Abs. 2 
entsprechend anzuwenden.

(2) Ist der Beschluß über die Aufstellung einer Erhaltungssatzung 
gefaßt und ortsüblich bekanntgemacht, ist §13 Abs. 1 auf einen 
Antrag auf Durchführung eines Vorhabens im Sinne von Absatz 1 
Satz 1 und 2 entsprechend anzuwenden.

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 darf die Genehmigung 
nur versagt werden, wenn die bauliche Anlage allein oder im 
Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen das Ortsbild, die 
Stadtgestalt oder das Landschaftsbild prägt oder sonst von städtebau­
licher, insbesondere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung ist 
Die Genehmigung zur Errichtung der baulichen Anlage darf nur 
versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt des Gebiets durch 
die beabsichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt wird.


